
Bundes$oziälgericht

Im Namen des Volkes
5%:3„2_85_£129 '

Urteil

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
24„ Mai 1972

Kläger und Revisiohsklägér;

Prozeßbevollmächtigte; _.„ '

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 3. Senat des Bundessozialgerichtskhat auf die

mündliche Verhandlung vom 24„ Mai 1972 '

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des _.
Bayerischen LandessozialgeriChts vom 29° Oktober‘

1969aufgehoben;

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen° '
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G r ü n d e :

Der Kläger, der am 20. November 1967 wegen gemeingefähr—
licher Géisteskrankheit von der Polizei in ein Bezirks-

krankenhaus des Landes Bayern eingeliefert wurde und

‘ sich dort bis zum 18. April 1968 aufgrund einer Unter—
bringungsanordnung, später eines Verwahrungsbeschlusses

des zuständigen Amtsgerichts befand, Verlangt für diese

Zeit Hausgeld von der beklagten Krankenkasse, deren

Pflichtmitglied er war° Er ist verheiratet und hat drei

‚Kinder. Die Kosten des Krankenhausaufenthalts trugen der
Sozialhilfeträger und die Beklagte gemeinsam gemäß einer
Vereinbarung, die sie mit Wirkung vom 1. Oktober 1965

_"anstelle des Halbierungserlasses vom 5° September 1942"

geschlossen haben„ '

Die Beklagte lehnte die Zahlung von Hausgeld ab, weil

der Kläger sich nicht wegen einer notwéndigen Heilbe-

handlung, sondern aus Gründen der öffentlichen Sicher"

heit im Krankenhaus befunden habe und deshalb die

Voraussetzungen für die Gewährung von
Krankenhau5pflege

nicht vorgelegen hätten°

sDas Sozialgericht
und das Landes$ozialgericht (LSG) sind

dieser Auffassung gefolgt‚ Nach Ansicht des LSG ist zu-

mindest zweifelhaft, ob die Einlieferung des Klägers,
in das Krankenhaus nicht aus Sicherheitsgründen erfolgt

sei; deshalb habe die Beklagte ihm nach der Entscheidung

des Bündessozialgerichts (BSG) vom 2o‚ Dezember 1961 in
BSG 16, 84 Krankenhauspflege nicht zu gewähren brauchen '

und auch nicht gewährt, so daß ihm HauSgeld nicht zu- -
‚stehe (Urteil vom29„ Oktober 1969)°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


.,}...

Der Kläger hat die zugelassene Revision eingelegt°

Er.macht geltend, er sei während der fraglichen Zeit

nicht, wie der Halbierungserlaß voraussetze, in einer
Heil— und Pflegeanstalt, sondern in einem allgemeinen

Krankenhaus verwahrt werden und arbeitsunfähig krank
gewesen, eine ambulante Behandlung habe nicht ausge-
reicht° Er beantragt, die Urteile der Vorinstanzen
sowie die Bescheide der Beklagten aufzuheben und diese

zu Verurteilen, ihm für die streitige Zeit Hausgeld zu

zahlen„ '

Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Revision.

Ihrer Ansicht nach hat der Kläger sich während der
fraglichen Zeit in einer — als Bezirkskrankenhaus be—

zeichneten — Heil— und Pflegeanstalt befunden, und

zwar wegen gemeingefährlicher Geisteskrankheito In
einem solchen Fall könne die Krankenkasse die Gewährung

von Krankenhauspflege und die Zahlung von Häusgeld ver—

weigern° '

II

Die Revision des Klägers ist begründet. Entgegen der An—

sicht des LSG darf ihm das bean5pruchte Hausgeld nicht

deswegen versagt werden, weil er seinerzeit aus sicher—

heitspolizeilichen Gründen (gemeingefährliche Geistes—

krankheit) in das Krankenhaus eingewiesen werden ist"

Nach @ 186 Abs° 1 Satz 1 der ReichsversicherungSordnung

(nvo) idF, die bis Ende 1970 galt (vgl„ jetzt Art. 1 Nr„8,

Art. 4 5 5 des Zweiten Krankenversicherungsänderungsge-

setzes vom“2l° Dezember 1970, BGBl‚ I, 1770), war einem

Versicherten, dem Krankenhauspflege gewährt wurde, da-'
neben von ihrem Beginn an ein Hausgeld zu zahlen° Das LSG

hat diese Vorschrift zutreffend dahin ausgelegt, daß dem
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VerSicherten Hausgeld auch dann zu zahlen War, wenn ihm

Krankenhauspflege von der Krankenkasse nicht gewährt wurde,

aber hätte gewährt werden müssen; denn durch eine rechts—

-widrige Verweigerung der Krankenhausbflege konnte sich die

Krankenkasse nicht ihrer Verpflichtung zur Zahlung von

Hausgeld entziehen, ,
.

- _ „ i...i* ‚ ‚
Nicht folgen kann der Senat demLSGindesSendarin, daß
die Beklagte dem Kläger keine Krankenhauspflege habe zu

gewähren brauchen, In einer früheren Entscheidung, die

einen vergleichbaren Fall betraf
— auch damals war die

Versicherte durch gerichtliche Anordnung wegen Geistes—

krankheit in ein Krankenhaus eingewiesen worden —, hat'
der Senat allerdings angenommen, eine Weigerung der Kran—

kenkasse, Krankenhau5pflege zu gewähren, sei nicht rechts"

widrig, wenn zweifelhaft sei, ob die Unterbringung im '

IKrankenhaus aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder
zum Zwecke der Krankenbehandlung erfolgt sei (BSG 16,

84, 90)° Sollte dieser Entscheidung zu entnehmen sein, -3*
daß die Krankenkasse einen Zweifel, d„h„ eine Unsicher-

.heit darüber, ob der eine oder andere Fall vorliegt, auf

sich beruhen lassen und allein schon wegen dieser Un—

sicherheit Krankenhau5pflege Verweigern dürfe, hält der

Senat an seiner früheren Auffassung nicht fest° Eine

'; zunächst bestehende - Unsicherheit über die Erfüllung
der tatsächlichen V0raussetzungen für die Gewährung einer“

Leistung kann nicht ohne weiteres deren Verweigerung

rechtfertigen. Hier wie in anderen Fällen muß die Verwal—
tung — und im Streitfall das Gericht — vielmehr von Amts

wegen den Sachverhalt aufklären° Nur wenn sich dabei er—

gibt, daß der Versicherte ausschließlich aus Gründen '

der öffentlichen Sicherheit im Krankenhaus untergebracht und

dort lediglich verwahrt, nicht behandelt Worden ist, wäre '

die Krankenkasse nicht leistungspflichtig. Im übrigen‚jÜya

d„h, in der wohl weitaus überwiegenden Zahl der Fälle, ‘

Lin denen ein geisteskrahker Vérsicherter nicht allein zum
Schutze der Öffentlichkeit oder seiner eigenen Person, son»

dern zugleich zur Behandlung seiner Krankheit in das Krane

ikenhaus aufgenommen werden ist, kann ihm Krankenhau5pflege,
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sofern sie medizinisch notwendig ist, von der Krankenkasse

nicht versagt werden (vgl° SozR Nr„ 28 zu @184 RVG; im Leit-
satz als "Fortführung von BSG 16, 84" bezeichnet)° Dabei ist

es unerheblich, ob und welche Regelungen oder Vereinbarungen

etwa im Verhältnis der Krankenkasse zu anderen StellenJ insbe—

sondere den Sozialhilfeträgernl zur Deckung der durch eine

Krankenhausunterbringung erwachsenden Kosten bestehen° Diese

Rechtsbeziehungen betreffen nur das “Innenverhältnis” zwischen

‘
den Beteiligten, berühren jedoch grundsätzlich nicht die Ver—

pflichtungen der Krankenkassen gegenüber ihren Versicherten

(vgi„ BSG9, 112‚ 122)° \ '
Im vorliegenden Fall hätte die Beklagte deshalb dem Kläger
Krankenhauspflege nicht verweigern dürfen‚ wenn er sich — was
anzunehmen, bisher aber nicht eindeutig festgestellt ist

— auch zur Behandlung seiner (gemeingefährlichen) Geistes—

_
krankheit im Bezirkskrankenhaus befand und eine stationäre

Behandlung notwendig war, um die Erkrankung mit Aussicht auf

Erfolg zu beeinflussen° Zur Nachholung der erforderlichen

Feststellungen hat der Senat den Rechtsstreit an das LSG zu—

rückverwiésen° Bei Bejahung der genannten Fragen wird die

Beklagte dem Kläger das beantragte Hausgeld zu'zahlen haben°
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